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Zu den Rechtsgarantien in der DDR gehört, daß ausschließlich 
das Gericht zu Eingriffen in die Freiheit und grundlegenden 
persönlichen Rechte der Bürger berechtigt ist. Das trifft vor 
allem auf solche prozeßsichernden Maßnahmen zu wie die 
Entscheidung über die Untersuchungshaft, die Wohnungs­
durchsuchung, die Beschlagnahme von Gegenständen, die An­
ordnung einer Telefonüberwachung bzw. die Bankkontenein­
sicht. Das Gericht sichert die Gesetzlichkeit derartiger Maß­
nahmen und überwacht die Notwendigkeit des Fortbestandes 
solcher Eingriffe.1

Die Charakterisierung der DDR als sozialistischer Rechts­
staat auf der 6. Tagung des Zentralkomitees der SED1 2 ist Maß 
und Richtung der Tätigkeit der staatlichen Organe. Ausge­
hend davon hat das Oberste Gericht die verfassungsmäßigen 
Grundrechte der Bürger mit der am 15. Juni 1988 erlassenen 
Beweisrichtlinie noch stabiler gesichert.3 4 Diesem Ziel dient 
auch der Beschluß des Präsidiums des Obersten Gerichts zu 
Fragen der Untersuchungshaft vom 15. Februar 1989/* Die 
Unantastbarkeit der Persönlichkeit und Freiheit jedes Bür­
gers wird verfassungsmäßig garantiert (Art. 30 Abs. 1 Verl). 
Die Rechte des Bürgers dürfen im Zusammenhang mit einem 
Strafverfahren nur insoweit eingeschränkt werden, wie dies 
gesetzlich zulässig und unumgänglich ist (Art. 30 Abs. 2, 99 
Abs. 4 Verl).

Über die Zulässigkeit der Untersuchungshaft hat nur der 
Richter zu entscheiden (Art. 100 Verl). Die Tatsache, daß 
Fragen der Untersuchungshaft in der Verfassung geregelt 
sind, unterstreicht die Bedeutung, die der sozialistische Staat 
dem ausnahmsweisen Eingriff in verfassungsmäßige Grund­
rechte beimißt. Zum anderen kommt in dieser Regelung die 
große Verantwortung des Richters für den Erlaß, die Auf­
rechterhaltung und die Aufhebung von Haftbefehlen zum 
Ausdruck. Diese hohe Verantwortung findet ihre Grundlage 
in der richterlichen Unabhängigkeit (Art. 96 Abs. 1 Verl; §5 
Abs. 2 GVG). Die Richter handeln in Wahrnehmung ihrer 
politischen Verantwortung, im Sinne der sozialistischen Ord­
nung alles für das Wohl des Volkes zu tun.

Die Untersuchungshaftpraxis ist angesichts ihrer Bedeu­
tung für die Rechtssicherheit seit Jahren Gegenstand der 
Leitung der Rechtsprechung durch das Oberste Gericht. Ins­
besondere unter dem Aspekt der Unumgänglichkeit der Un­
tersuchungshaft wird die einheitliche und wirksame Anwen­
dung des sozialistischen Rechts gesichert. Beachtlich ist in die­
sem Zusammenhang, daß eine angeordnete Untersuchungs­
haft in der Regel nach Feststellung der Schuld eine Strafe 
mit Freiheitsentzug nach sich zieht, also präjudizierend wir­
ken kann. Von den Gerichten wird gefordert, daß keine not­
wendige Verhaftung unterbleibt, jedoch in jedem Einzelfall 
geprüft wird, ob die Schwere der Straftat und die damit ver­
bundenen Schutzinteressen der Gesellschaft, des Staates und 
der Bürger den Eingriff in die verfassungsmäßigen Grund­
rechte des Beschuldigten oder Angeklagten unbedingt verlan­
gen.

Um diese Aufgabe jederzeit durchzusetzen, wurden im 
Zusammenwirken mit den Bezirksgerichten und Kreisgerich­
ten verschiedene Leitungsmaßnahmen getroffen: Bewährt hat 
sich, die Untersuchungshaftpraxis regelmäßig — meistens ein­
mal jährlich — zu analysieren, im Präsidium des Bezirksge­
richts zu beraten und die Ergebnisse auf Tagungen mit den 
Direktoren der Kreisgerichte auszuwerten. Dadurch war es 
möglich, die Gesetzlichkeit auch im Haftbefehlsverfahren auf 
immer höherem Niveau zu gewährleisten. In dem Beschluß 
des Präsidiums des Obersten Gerichts zu Fragen der Unter­
suchungshaft vom 15. Februar 1989 wurden diese Ergebnisse 
und Erfahrungen verallgemeinert.5

Grundsätze für die Anordnung der Untersuchungshaft

Im ersten Abschnitt des Beschlusses wird die Untersuchungs­
haft in die grundlegenden Ziele des Strafverfahrens (§§ 1 und 
2 StPO) eingeordnet. Die Untersuchungshaft dient der ord­
nungsgemäßen Durchführung des Strafverfahrens. Dies zeigt 
sich besonders deutlich bei Vorliegen von Fluchtverdacht und 
Verdunklungsgefahr.

Zuzustimmen ist L. R e u t e r ,  daß der verfahrenssi­
chernde Charakter der Untersuchungshaft auch dann vorliegt, 
„wenn im Einzelfall begründet Verbrechensverdacht ange­
nommen werden kann oder bei fahrlässiger Tatbegehung eine 
Freiheitsstrafe von über zwei Jahren zu erwarten ist, weil 
vermutet werden kann, daß sich der Täter der Verwirklichung 
so hoher Freiheitsstrafen entziehen wird.“6

Die Untersuchungshaft dient zugleich dem Schutz der so­
zialistischen Staats- und Gesellschaftsordnung sowie der Bür­
ger. Dabei steht die Präsumtion der Unschuld dem nicht ent­
gegen, weil beispielsweise die akute Gefahr der Begehung 
weiterer erheblicher Straftaten es gebietet, mit prozessualen 
Zwangsmaßnahmen die Rechtssicherheit und die Interessen 
der Gesellschaft und ihrer Bürger zu gewährleisten.

Unumgänglichkeit der Untersuchungshaft

Die Prüfung der Unumgänglichkeit der Untersuchungshaft 
wird im Beschluß als übergreifender Grundzug der Prüfung 
der einzelnen Haftgründe vorangestellt. Die Unumgänglich­
keit ist nicht für sich allein, sondern immer in einem inhalt­
lichen Zusammenhang mit den jeweils vorliegenden Haft­
gründen zu prüfen. Wegen dieses dialektischen Zusammen­
hangs ist die Unumgänglichkeit der Untersuchungshaft bei 
der Erörterung der einzelnen Haftgründe stets erneut zu prü­
fen. Ausgangspunkt für die Unumgänglichkeit der Untersu­
chungshaft ist die Abwägung zwischen der Schwere der Straf­
tat, den Schutzinteressen des Staates, der Gesellschaft und 
der Bürger sowie der Tatsache, daß es sich um einen Eingriff 
in Grundrechte des Beschuldigten oder Angeklagten handelt.

Ein weiterer Grundsatz besteht darin, daß die Anordnung 
der Untersuchungshaft in der Regel nur in Betracht kommt, 
wenn eine Strafe mit Freiheitsentzug zu erwarten ist. Ist hin­
gegen eine Strafe ohne Freiheitsentzug zu erwarten und 
Fluchtverdacht nicht nach § 122 Abs. 2 Ziff. 2 oder 3 StPO be­
gründet, dann ist die Untersuchungshaft in der Regel nicht 
unumgänglich. Hier muß auf den Regelfall verwiesen wer­
den, weil selbstverständlich Ausnahmen nicht auszuschließen 
sind.
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